
		
			[image: tapafreeebook.jpg]
		

	
		
			[image: cabezal_tapa_130.png] 

			Freitag, 16. August 2019 - 130. Jahrgang Nr. 32.254

			Machtwechsel deutet sich an

			Überraschend klarer Erfolg / Angst der Finanzmärkte vor Kirchner-Revival
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			Wahlsieger Alberto Fernández. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (AT/mc/dpa) - In Argentinien zeichnet sich ein Machtwechsel ab. Überraschend deutlich konnte Oppositionskandidat Alberto Fernández sich bei den Vorwahlen am vorigen Sonntag durchsetzen. Der Präsidentschaftsbewerber der peronistischen Allianz „Frente de Todos“ (Bündnis von allen), dessen Vize-Kandidatin Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner ist, brachte es bei der Kandidatenkür für das Präsidentschaftsrennen auf erstaunliche 47,7 Prozent der Stimmen.  

			Amtsinhaber Mauricio Macri hingegen landete weit abgeschlagen mit 32,1 Prozent nur auf Platz zwei. Lediglich in der Hauptstadt und der Provinz Córdoba war Macris Bündnis „Juntos por el Cambio“ (Gemeinsam für den Wandel) die stärkste Kraft. Die Wahlbeteiligung lag bei 75,8 Prozent.

			Die Finanzmärkte reagierten sofort auf das Wahlergebnis und die Aussicht auf ein Kirchner-Revival an der argentinischen Staatsspitze. Am Montag brachen die Aktienmärkte und der Peso ein. Der Leitindex S&P Merval gab um mehr als ein Drittel nach. Zuletzt verlor er 35,5 Prozent auf 28 609,96 Punkte. Er fiel so mit einem Schlag auf den tiefsten Stand seit Ende 2018. Stark unter Druck geriet zu Wochenbeginn auch der argentinische Peso. Gegenüber dem US-Dollar brach die Währung um 23 Prozent auf 57 Peso auf ein Rekordtief ein. 

			Macri wertete die wirtschaftlichen Turbulenzen als Ausdruck dessen, dass die Kirchner-Politik in der Welt kein Vertrauen genieße. Der Staatschef führte die aktuelle Wahlschlappe auf die Unzufriedenheit vieler Menschen mit der Wirtschaftslage zurück. Personelle Änderungen in seinem Kabinett lehnte er ab. 

			Für den Amtsinhaber dürfte es sehr schwer werden, den Abstand bis zu den eigentlichen Wahlen am 27. Oktober doch noch aufzuholen. Allerdings war er bei den Vorwahlen 2015 auch deutlich im Hintertreffen. So hatte sein damaliger Hauptkonkurrent Daniel Scioli 14 Prozentpunkte mehr als Macri auf der Habenseite. Letzterer konnte sich am Ende aber in der Stichwahl durchsetzen. 

			Wahlsieger Alberto Fernández feierte mit seinen Anhängern im Buenos-Aires-Stadtteil Chacarita. Er erklärte: „Wir sind nicht angetreten, eine alte Regierung wieder zu installieren. Wir sind vielmehr hier, um ein neues Argentinien zu bauen, das die besten Erfahrungen berücksichtigt und mit der Zeit der Lügen bricht.“ Von Río Gallegos aus sandte Cristina Kirchner eine vorab aufgezeichnete Grußbotschaft, die am Wahlabend gezeigt wurde. Darin äußerte sie ihren Wunsch, dass es bei den Stimmauszählungen zu keinen Unregelmäßigkeiten komme. Gegen die Ex-Präsidentin laufen derzeit eine Reihe von Korruptionsverfahren. Dies hielt sie nicht von einer Kandidatur als Vizepräsidentin ab.

			Zum Erfolg von „Frente de Todos“ trug bei, dass es Alberto Fernández gelang, ein sehr breites peronistisches Bündnis zu schmieden. Es umfasst mit Sergio Massa oder Felipe Solá auch Politiker, die in der zurückliegenden Dekade in Opposition zu damaligen Kirchner-Regierung standen.

			Unter der Polarisierung litten die weiteren Mitbewerber um das Präsidialamt. Am besten schnitt noch Ex-Wirtschaftsminister Roberto Lavagna vom Bündnis „Consenso Federal“ (Föderaler Konsens) ab, der es auf 8,2 Prozent brachte. Die für die Hauptwahlen notwendige Hürde von 1,5 Prozent übersprangen des Weiteren auch der Linksaußen Nicolás Del Caño (2,9 Prozent), der eher rechtsgerichtete Juan José Gómez Centurión (2,6 %) und der neoliberale José Luis Espert (2,2 %). 

			Argentinien schaut nun den eigentlichen Wahlen am 27. Oktober entgegen. Sollte sich das Ergebnis der Vorwahl wiederholen, hätte Alberto Fernández das Präsidentenamt gewonnen, ohne dass dann noch eine Stichwahl nötig wäre. Dies ist der Fall, wenn ein Bewerber bei den Hauptwahlen entweder mindestens 45 Prozent erreicht, oder mehr als 40 Prozent mit einem Abstand von mindestens zehn Prozentpunkten auf den Zweitplatzierten.

			Regierung kürzt Steuern und Abgaben 

			Buenos Aires (dpa/mc) - Nach der Wahlschlappe hat Präsident Mauricio Macri eine Reihe von Erleichterungen für Arbeiter und Unternehmen angekündigt. „Ich habe euch gehört“, sagte der Staatschef in einer Ansprache am Mittwoch. Er versprach Steuerkürzungen für Arbeiter und Angestellte, eine Streckung der Abgaben für kleine und mittelständische Unternehmen, Boni für Beschäftigte im öffentlichen Dienst und eine Anhebung des Mindestlohns. Zudem soll der Benzinpreis für 90 Tage eingefroren werden. 

			Macri reagierte auf mit seiner Ankündigung auf die Wirtschaftsturbulenzen nach dem Wahltag. Um die Lage zu beruhigen, informierte er zudem, dass es ihm gelungen sei, mit Oppositionskandidat Alberto Fernández zu telefonieren: „Wir hatten ein gutes und langes Gespräch. Alberto hat dabei die Bereitschaft erklärt, alles Mögliche zu tun, damit die Wahlen und die politische Unsicherheit, die damit einhergeht, sich so wenig wie möglich die wirtschaftliche Situation der Argentinien auswirken.“
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			Kicillof klar vor Vidal

			Provinz Buenos Aires vor Machtwechsel
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			Wahlsieger Axel Kicillof (r.) (Foto: fb)

			Buenos Aires (AT/mc) - Wie auf nationaler Ebene deutet auch in der Provinz Buenos Aires alles auf einen politischen Wechsel hin. Bei den Vorwahlen für das Gouverneursamt erlitt Amtsinhaberin María Eugenia Vidal eine schwere Niederlage. Die Parteifreundin von Präsident Mauricio Macri konnte lediglich 32,6 Prozent der Stimmen auf sich vereinigen. Strahlender Wahlsieger war hingegen ihr Herausforderer Axel Kicillof von „Frente de Todos“ (Bündnis von allen). Der einstige Wirtschaftsminister von Cristina Fernández de Kirchner brachte es auf satte 49,3 Prozent der Stimmen. 

			Abgeschlagen auf Platz drei landete Eduardo Bucca vom Bündnis „Consenso Federal“ (Föderales Konsens), der 5,8 Prozent verbuchte. Linksaußen-Kandidat Christian Castillo folgte mit 3,2 Prozent.

			Der Wirtschaftswissenschaftler Kicillof leitete von 2013 bis 2015 das Wirtschaftsressort der Nation. Er stand für eine protektionistische Wirtschaftspolitik, was sich beispielsweise in den Devisenkaufverboten widerspiegelte. Das kürzlich erzielte Freihandelsabkommen zwischen dem Mercosur und der Europäischen Union bezeichnete er als „Tragödie“.

			Das Wahlergebnis interpretierte Kicillof mit den Worten: „Der Sieg bedeutet, dass die Leute eine andere Provinz wollen, in der andere Prioritäten gesetzt werden.“ Hier nannte er Produktion, Gesundheit und Schulbildung als die Felder, auf denen dringend Verbesserungen herbeigeführt werden müssten. Er beklagte Betriebsschließungen, Arbeitslosigkeit und Verlust an Kaufkraft.

			Vidal äußerte sich am Wahlabend nicht zu der Niederlage. Erst am Folgetag erklärte sie, dass noch ein Wahlgang bleibe, um das Blatt noch einmal zu wenden. Den Wertverlust des Pesos nach den Vorwahlen wertete sie als „Botschaft der Welt“, deren Auswirkungen auf die Bevölkerung es nun zu lindern gelte. „Ich bleibe vorerst Gouverneurin. Wir werden unsere Präsenz verstärken für diejenigen, die uns jetzt brauchen“, so Vidal. Der Politikerin war es 2015 überraschend gelungen, in der traditionell peronistisch orientierten Provinz zu gewinnen. Die Provinz Buenos Aires ist der mit Abstand bevölkerungsreichste Gliedstaat. Dementsprechend groß ist auch die politische Wichtigkeit.
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			Erfolg des Amtsinhabers

			Rodríguez Larreta in der Hauptstadt vorne
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			Horacio Rodríguez Larreta am Wahltag. (Foto: fb)

			Buenos Aires (AT/mc) - Die Hauptstadt bleibt eine Hochburg des Macri-Lagers: Bei den Vorwahlen zur Wahl des Regierenden Bürgermeisters setzte sich mit Amtsinhaber Horacio Rodríguez Larreta ein treuer Parteifreund des Präsidenten durch. Der Wirtschaftswissenschaftler brachte es auf 44,7 Prozent der Stimmen. Sein ärgster Rivale Matías Lammens, der für „Frente de Todos“ antrat, erzielte 33 Prozent.

			Allerdings fiel der Sieg von Rodríguez Larreta etwas knapper aus als von diesem erhofft. Das Bündnis „Juntos por el Cambio“ (Gemeinsam für den Wandel) hatte 50 Prozent angestrebt. Dies wäre ein deutlicher Fingerzeig für die Hauptwahlen am 27. Oktober gewesen. Mindestens die Hälfte der Stimmen sind in der Stadt notwendig, um eine Stichwahl zu vermeiden.

			Buenos Aires ist seit 2007 in den Händen von Mauricio Macris Pro-Partei bzw. den von dieser dominierten Bündnissen. Nach zwei Amtszeiten Macris als Bürgermeister übernahm dessen damaliger Kabinettschef Rodríguez Larreta den Führungsposten. Er empfahl sich bei den Wählern durch zahlreiche erfolgreich durchgeführte öffentliche Bauten. „Wir machen die größte Umgestaltung in der Geschichte von Buenos Aires. Eine, die das Leben der Bewohner verändert“, sagte Rodríguez Larreta am Wahlabend. 

			Macri lobte seinen Amtsnachfolger in der Stadt: „Horacio ist beispielhaft. Er hat sich gegen diejenigen durchgesetzt, die behaupteten, er habe nicht das nötige Profil, um eine Stadt wie Buenos Aires zu führen.“

			Aber auch Herausforderer Lammens war nicht unzufrieden mit dem Ergebnis: „Wir haben deutlich besser abgeschnitten, als wir gehofft haben.“ Die Stadt ist traditionell ein schwieriges Pflaster für peronistische Bewerber. Vor vier Jahren war der damalige peronistische Kandidat Daniel Filmus nur dritter Sieger geworden und musste die Stichwahl anderen überlassen.

			Lammens, seines Zeichens Präsident des Fußballvereins San Lorenzo, konnte sich in den drei südlichsten Kommunen der Hauptstadt (4, 8 und 9) durchsetzen. Rodríguez Larreta behielt in den zwölf weiteren die Oberhand. Besonders gut schnitt er in den drei nördlichsten Kommunen (2, 13 und 14) ab.
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			Die Woche in Argentinien

			Alicia K. wiedergewählt

			In der Provinz Santa Cruz hat Alicia Kirchner die Wiederwahl als Gouverneurin geschafft. Die Schwester des 2010 verstorbenen Ex-Präsidenten Néstor Kirchner trat für die Allianz „Frente de Todos“ (Bündnis von allen) an, die es insgesamt auf 58,4 Prozent der Stimmen brachte. Innerhalb des Bündnisses setzte sich Kirchner mit einem Vorsprung von vier Prozentpunkten gegen Javier Belloni, den Bürgermeister von El Calafate, durch. Eine Besonderheit des Wahlgesetzes der südpatagonischen Provinz sieht vor: Wenn ein Bündnis mehrere Kandidaten hat, werden am Ende alle Stimmen, die diese erhielten, zusammengerechnet und dem besten Bewerber des Bündnisses zugeschlagen. Stärkste Oppositionskraft wurde das radikale Bündnis „Neues Santa Cruz“ von Spitzenkandidat Eduardo Costa mit 32,1 Prozent. Santa Cruz steht seit 1991 unter dem Einfluss der Familie Kirchner. Damals wurde Néstor Kirchner zum ersten Mal als Gouverneur gewählt. Dies war die Machtbasis für seinen späteren Aufstieg bis an die Staatsspitze. Alicia Kirchner ist die Schwägerin von Cristina Fernández de Kirchner, die sich derzeit um das Vizepräsidentenamt der Nation bewirbt.

			Ex-Heereschef freigesprochen

			Freispruch für César Milani. Die zuständigen Richter in La Rioja kamen zu dem Schluss, dass der heute 64-Jährige sich nicht des Verbrechens gegen die Menschlichkeit schuldig gemacht habe. Milani wurde vorgeworfen, 1977 als junger Leutnant maßgeblich an der Entführung von Pedro Adrián Olivera, eines städtischen Angestellten von La Rioja, sowie an der Folterung von dessen Sohn, Ramón Alfredo Olivero, beteiligt gewesen zu sein. Dies sahen die Richter nicht als erwiesen an. Das Sekretariat für Menschenrechtsfragen, das als Kläger auftrat, hatte 18 Jahre Freiheitsentzug als Strafe gefordert. Nun kündigte die Behörde an, gegen den Richterspruch in Berufung gehen zu wollen. Der Fall Milani war von großem politischen Interesse, da der Beschuldigte es in seiner späteren Laufbahn unter der damaligen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner bis zum Heereschef brachte. Entsprechend erklärte er, zum Opfer einer politisch motivierten Hetzjagd in den Medien geworden zu sein.

			Satter Zugewinn

			Máximo Kirchner ist 2018 um 50 Millionen Pesos reicher geworden. Dies geht aus der Erklärung hervor, die der Abgeordnete der Deputiertenkammer gegenüber der Anti-Korruptionsbehörde (OA) abgab und über die die Zeitung „Clarín“ berichtete. Demnach erklärte der Sohn des einstigen Präsidentenehepaars, ein Vermögen zu besitzen, das zum Zeitpunkt der Erklärung umgerechnet rund 143,7 Millionen Pesos entsprach. Ein Großteil - umgerechnet rund 107 Millionen Pesos - sind Ersparnisse und Depotwerte in US-Dollar. Hinzu kommen Konten in Pesos, Immobilienbesitz im Wert von 17,3 Millionen Pesos, Anteile an den Hotelunternehmungen seiner Familie sowie Einkünfte, die Kirchner jun. als Abgeordneter bezieht. Zum Vergleich: 2017 betrug Máximos Vermögen noch 94,2 Millionen Pesos.

			Peronistischer Erfolg 

			Bei den Vorwahlen in Catamarca hat die peronistische Allianz „Frente de Todos“ (Bündnis von allen) einen klaren Sieg davongetragen. Spitzenkandidat Raúl Jalil erreichte knapp 57 Prozent der Stimmen. Roberto Gómez vom Macri-treuen Bündnis „Juntos por el Cambio“ kam hingegen nur auf 25,8 Prozent. Jalil geht somit als klarer Favorit in die eigentlichen Wahlen am 27. Oktober. Die Zeichen in Catamarca stehen also auf Kontinuität. Schließlich war der Bürgermeister von San Fernando del Valle de Catamarca von der bisherigen peronistischen Gouverneurin Lucía Corpacci designiert worden. Sie steht seit 2011 an der Verwaltungsspitze des Gliedstaats im Nordwesten des Landes.

			Neubau eingestürzt
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			Im Buenos-Aires-Vorort Sáenz Peña (Bezirk Tres de Febrero) ist vor wenigen Tagen ein achtstöckiges Gebäude eingestürzt. Der Bau an der Straße Estocolmo hätte bald fertig sein sollen. Menschen kamen nicht zu Schaden. Die Ursachen des Einsturzes werden untersucht. Anwohner berichten von einer Explosion, die sie gehört hätten. Anschließend sei eine große Staubwolke zu sehen gewesen. Glück im Unglück war, dass angrenzende Gebäude durch den Einsturz des Neubaus nicht wesentlich in Mitleidenschaft gezogen wurden. Aufgrund der Trümmer musste jedoch der Zubringer zur Schnellstraße „General Paz“ mehrere Tage gesperrt werden. (AT/mc/dpa)
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			Eine komplexe Lage für beide

			Von Juan E. Alemann

			Der Wahlsieg von Alberto und Cristina Fernández bei den PASO-Wahlen vom Sonntag war in seinem Ausmaß eine Überraschung. Alle Meinungsforscher waren bei den Umfragen auf eine Differenz von etwa fünf Prozentpunkten, höchstens acht, gekommen. 15 Punkte hatte keiner auch nur als Möglichkeit angedeutet. Die Entscheidung von Cristina, Alberto Fernández als Präsidentschaftskandidat aufzustellen und selber in den Hintergrund zu treten, hat sich als weise erwiesen. Damit hat sie die Stimmen von traditionellen Peronisten erhalten, die keine Sympathie für den Kirchnerismus haben. 

			Alberto Fernández hat der Koalition ein neues Antlitz gegeben, ohne die Aggressivität, die die Kirchners kennzeichnet, mit mehr Vernunft und auch mit einer Sprache, die bei Peronisten gut ankommt. Er hat sich als ein hervorragender Wahlredner entpuppt, was man bei einem Mann mit einer rein bürokratischen Laufbahn nicht erwartet hatte. Denn Alberto begann seine Karriere in der Justiz, nachdem sein Vater schon Richter war, wurde dann unter Menem zum Leiter der Aufsichtsbehörde des Versicherungswesens und war dann gleichzeitig Vertreter des damaligen Gouverneurs von Santa Cruz, Néstor Kirchner. 2003 ernannte ihn dieser zum Kabinettschef, was er zunächst auch bei Cristina blieb, bis er zurücktrat und danach wiederholt heftige Kritik an ihr übte. 

			Er ist jedoch ganz anders als die Kirchners, nämlich ein freundlicher Mensch, der den Dialog pflegt und weiß, dass Politik auf Kompromissen beruht. Der extreme Autoritarismus der Kirchners, die Verfolgung der Gegner und die konfliktive Einstellung gegenüber der Presse, all das liegt ihm fern. Schon als Kabinettschef pflegte er gute Beziehungen zu den Journalisten und riet den Kirchners, sich nicht mit Clarín zu streiten, was diese ihm übel nahmen.

			Obwohl die PASO-Wahlen nur als interne Parteiwahlen gedacht sind, hatten sie dieses Mal einen ganz anderen Charakter, nämlich den einer umfassenden Meinungsumfrage. Gewählt wurde dabei niemand. Es ist gut möglich, dass bei den echten Wahlen, die im Oktober stattfinden, Macri wieder aufholt. Aber bei 15 Prozentpunkten Differenz erscheint es kaum möglich, den Sieg davonzutragen.  Dazu wäre ein Wunder notwendig, was auch nicht ausgeschlossen, aber sehr unwahrscheinlich ist.

			Für Macri hat jetzt eine sehr komplizierte Übergangsperiode begonnen. Der Finanzmarkt misstraut Cristina und auch Alberto Fernández, und das macht es schwierig, den Devisenmarkt zu beherrschen und einen Kurssprung zu vermeiden, der dann von einem Inflationssprung begleitet wird. 

			Die wirtschaftliche Erholung, die schon sanft begonnen hat, wird durch die jetzt geschaffene Ungewissheit gebremst. Wenn all dies auf das Konto von Macri gebucht wird, dann dürfte seine Koalition im Oktober noch weniger Stimmen erhalten als jetzt. Aber es ist auch möglich, dass dies auf das Konto der beiden Fernández gebucht wird, die das Phänomen schließlich provoziert haben. Wenn anarchische Zustände eintreten, will die Gesellschaft Ordnung, und diese symbolisiert Macri.

			Alberto F. beginnt seine Regierung auf alle Fälle mit einer sehr schwierigen Lage, die er mit dem, was er in der Wahlkampagne vorgeschlagen hat, nicht überwinden kann. Er muss dabei harte Maßnahmen treffen, die er nie erwähnt hat. Er läuft Gefahr, in eine Inflationsspirale zu geraten, die kurzfristig in Hyperinflation mündet. Er müsste somit schon jetzt eine beruhigende Botschaft verbreiten und Macri unter die Arme greifen, damit dieser die Übergangsperiode friedlich verwalten kann. Doch dann gibt er Macri auch eine bessere Chance bei den Oktoberwahlen. Ein schwieriges Dilemma. 
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			Im Blickfeld: Kanzlerin zurück im Dienst 

			Von Joachim Mangler und Andreas Hoenig

			Die Kanzlerin ist wieder da. Angela Merkel ist zurück aus dem Urlaub: Sie wirkt gut erholt, und ihre ersten öffentlichen Auftritte sind ein Heimspiel - in ihrem Wahlkreis in Vorpommern. In Greifswald besucht sie eine Schule, in Stralsund stellt sich Merkel Fragen von Lesern. Berlin ist zwar gefühlt weit weg, die großen Themen dieser Zeit sind es aber nicht: Migration, Konjunkturschwäche, Pflege, die bevorstehenden Wahlen im Osten - und vor allem Klimaschutz.

			In gut einem Monat, am 20. September, will das sogenannte Klimakabinett der Bundesregierung unter Vorsitz Merkels wegweisende Entscheidungen treffen und ein Maßnahmenpaket beschließen, das die Antwort sein soll auf die Frage: Wie können deutsche Klimaziele erreicht werden? Vieles liegt auf dem Tisch. Umstritten ist vor allem, wie eine CO2-Bepreisung aussehen soll - um den Ausstoß des Treibhausgases Kohlendioxid (CO2) zu verteuern und damit klimafreundliche Technologien zu fördern. Dass es das geben wird, macht Merkel klar: „Wir werden eine Bepreisung von CO2 brauchen.“

			Und die Kanzlerin sagt in Stralsund auch, wohin der Weg aus ihrer Sicht gehen soll: Sie bekundet klar Sympathie für das Modell eines Handels mit Emissionszertifikaten. Das habe den Vorteil, dass man die Menge der „Gutscheine“ und damit auch die Menge der ausgestoßenen Treibhausgase steuern könne. Deshalb finde sie „von der Theorie her“ so einen Handel besser als eine Preiserhöhung über Steuern. Bei einer Steuer wisse man „nie, ob ich wirklich die Reduktion schaffe, die ich schaffen muss“.

			Merkel wird grundsätzlich in Stralsund. Es könne auch ein gutes Gefühl sein, anders über Dinge nachzudenken. „Der Mensch ist doch immer auf dem Weg zu versuchen, besser zu leben“, sagt sie. „Und wenn man jetzt mitgeteilt bekommt, dass wir im Grunde unseren eigenen Planeten ruinieren - das möchte doch eigentlich keiner.“

			Doch nicht nur das Thema Klimaschutz bewegt die Leute in Stralsund. 20 Fragen dürfen gestellt werden, mehr als 200 Leser der „Ostsee-Zeitung“ sind gekommen. Und so versucht Merkel trotz schwieriger CDU-Umfrage-Ergebnisse vor den Landtagswahlen in Sachsen und Brandenburg Anfang September Optimismus zu verbreiten.

			Angesprochen auf ein mögliches Ende der Koalition meint Merkel, die Frage stelle sich nicht, man müsse regieren. Es gebe große Herausforderungen, man lebe in „revolutionären Zeiten“, sagt sie mit Blick auf die rasanten Veränderungen durch den digitalen Wandel. So ähnlich hat sich die Kanzlerin auch vor ihrem Sommerurlaub Mitte Juli vor der Hauptstadtpresse präsentiert. Tenor: „Sie kennen mich - ich bin handlungsfähig.“

			Auf mögliche gesundheitliche Probleme wegen ihrer Zitteranfälle ging sie damals nicht konkret ein, das macht sie in Stralsund auch nicht. Aber so viel: Sie verstehe schon, dass Menschen Fragen hätten und sich auch Sorgen machten - aber sie habe die Pflicht, ihre Aufgaben zu erfüllen. Und Merkel wird emotional, für ihre Verhältnisse. Eine Leserin will wissen, wie das ist, wenn so viel Privates in der Öffentlichkeit ist und erwähnt auch den Tod von Merkels Mutter. Merkel antwortet, wenn man in die Politik gehe, wisse man, dass man eine Person des öffentlichen Lebens sei. Aber dann sagt sie auch: „Ich wünsche mir, dass es einen Raum gibt, in dem ich traurig sein darf“ - und auch froh.

			Es ist ein bunt gemischtes und sehr aufmerksames Publikum in Stralsund, die Fragen sind überwiegend sachlich. Nur einmal muss sich die Kanzlerin harte Vorwürfe gefallen lassen wegen ihrer Migrationspolitik. Merkel kontert souverän und verteidigt ihren Kurs.

			Vor allem zum Ende des gut anderthalbstündigen Leserforums hin, wird es persönlicher. Was sie nach dem Ende ihrer Kanzlerschaft mache? Sie werde keine politischen Ämter mehr annehmen, bekräftigt Merkel. Sie sei dann mehr als 30 Jahre lang in der Politik gewesen - das sei kein „Schnupperkurs“ mehr. Wie sieht für die Kanzlerin ein freier Tag aus? Sie schlafe dann gerne länger, frühstücke in Ruhe, gehe an die frische Luft. „Und ich koche gerne.“ Abends gehe sie dann gerne in die Oper oder ins Konzert. Und ganz zum Schluss kommt die Frage, was denn in 50 Jahren über Angela Merkel in den Geschichtsbüchern stehen solle. Merkel zitiert einen ihrer Vorgänger, Willy Brandt (SPD): „Sie hat sich bemüht.“
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			Randglossen

			Das Wahlergebnis vom Sonntag war eine Überraschung, weil niemand eine so große Differenz zu Gunsten der Fernández erwartet hatte. Indessen gehören unerwartete Wahlergebnisse in Argentinien zur Regel. 1983 galt der Peronist Italo Luder als sicherer Gewinner, doch er unterlag gegen den Radikalen Raul Alfonsín. Bei den internen Wahlen des Justizialismus von 1989 galt Antonio Cafiero als sicherer Sieger, doch Carlos Menem gewann. 1999 tippten viele auf Eduardo Duhalde, doch Fernando de la Rúa gewann. Und niemand konnte sich damals vorstellen, dass dieser zwei Jahre später zurücktreten und sein damaliger Wahlgegner die Präsidentschaft antreten würde. Und 2003 galt Carlos Menem als sicherer Sieger, doch schließlich wurde der bis dahin wenig bekannte Néstor Kirchner Präsident. Wie schon Wilhelm Busch sagte: Erstens kommt es anders, und zweitens, als man denkt.

			Dass die Koalition „Front für alle“, mit Alberto Fernández als Präsidentschaftskandidat und Cristina als Vizepräsidentin in der Provinz Buenos Aires mit fast 50 Prozent der Stimmen gewann, war zu erwarten, weil hier arme Vororte der Bundeshauptstadt, wie La Matanza, wo es vielen Menschen wirklich schlecht geht, politisch vom Kirchnerismus beherrscht werden. Aber die hohen Stimmenanteile der Fernández in Santiago del Estero mit 75,7 Prozent, Corrientes mit 62,90 Prozent, Formosa mit 65,87 Prozent, Tucumán mit 59,6 Prozent, San Juan und Rio Negro mit über 54 Prozent - all das war nicht vorgesehen worden. Der Peronismus hat in vielen Provinzen eine unerschütterliche Mehrheit, und die Aufnahme des Peronisten Miguel Pichetto, Senator für Río Negro, als Vizepräsidentschaftskandidat von Macri, hat offensichtlich keinen Einfluss auf diese Wähler gehabt.

			Der Konflikt in Hongkong nimmt an Schärfe zu, ohne dass eine unmittelbare Lösung in Aussicht wäre. Als Hongkong noch britisch war, war diese Stadt zu einem hohen Wohlstand gelangt, ähnlich wie Singapur, dank Marktwirtschaft und Eingliederung in die Weltwirtschaft. Als die vorgesehene Übertragung an China stattfand, hat die chinesische Regierung das wirtschaftliche System beibehalten und Hongkong dabei als Brücke zur Welt eingesetzt. Damals war China schon weitgehend auf ein marktwirtschaftliches System übergegangen, sodass es wirtschaftlich keinen Konflikt gab. Doch politisch blieb China totalitär, ohne Parteienpluralismus und freie Wahlen - und das toleriert ein großer Teil der Bevölkerung von Hongkong eben nicht, denn vorher hatten sie Demokratie.
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			Die neuen Maßnahmen

			Präsident Mauricio Macri hat am Mittwoch, um 10 Uhr, also vor Beginn des Devisenmarktes und der Börsenrunde, ein Maßnahmenpaket angekündigt, das dazu bestimmt ist, die Wirkung der Preiserhöhung zu mildern, die sich aus dem Abwertungssprung ergibt. “Diese Maßnahmen begünstigen 17 Mio. Arbeiter und ihre Familien, sowie sämtliche kleine und mittlere Untenehmen (Pymes), die eine schwierige Lage, mit viel Ungewissheit, durchmachen”, sagte Macri. 

			Der Präsident hat Zulagen für Arbeitnehmer, selbstständig Tätige, Einheitssteuerzahler und Schwarzarbeiter, sowie eine Erhöhung des Mindestlohnes und eine Erhöhung der Progresar-Stipendien angekündigt. Außerdem werden die Preise für Benzin und Dieselöl für 90 Tage eingefroren.

			Laut Regierungsangaben haben diese Maßnahmen für den Fiskus Kosten von $ 40 Mrd. Doch das wird mit Übertragung von Budgetpartien finanziert werden, die für andere Zwecke vorgesehen waren, so dass es keinen Einfluss auf das primäre Defizit hat.

			Arbeitnehmer

			- Der Betrag für den Sonderabzug wird um 20% erhöht. Das führt zu einer Erhöhung des verfügbaren Lohnes um etwa $ 2.000 pro Monat, kann jedoch je nach dem Familieneinkommen höher oder niedriger ausfallen.

			- Schon gezahlte Gewinnsteuerbeträge, die sich aus der bisherigen Skala ergeben, werden zurückgegeben, was für einen verheirateten Arbeitnehmer mit zwei Kindern, mit einem Bruttolohn von $ 80.000 monatlich, etwa $ 12.000 darstellt.

			- Das steuerfreie Minimum wird bei einem ledigen Arbeitnehmer auf $ 55.378  monatlich, und bei einem Verheirateten mit zwei Kindern auf $ 70.274 festgesetzt.

			- Bei den Selbstständigen wird eine Verringerung von 50% der Vorschüsse festgesetzt, die sie in diesem Jahr noch zahlen müssen.

			- Arbeiter, die bis zu $ 60.000 pro Monat verdienen, zahlen im September und Oktober keine Gewinnsteuer. 6 Mio. Arbeiter erhalten zusätzlich $ 2.000 jeden Monat. 

			Einheitssteuerzahler

			Diese Kategorie wird die Steuerkomponente ihrer Septemberquote nicht zahlen, was durchschnittlich $ 1.000 darstellt, und bei eingetragenen höherer Kategorien, bis zu $ 4.000. 

			Informelle Arbeiter und Arbeitslose

			Diese erhalten zwei Extrazahlungen von $ 1.000 pro Kind, eine im September und die andere im Oktober. Diese Maßnahme betrifft 2 Mio. Eltern, deren Kinder das universelle Kindergeld erhalten.

			Staatsangestellte und Sicherheitskräfte

			Die Angestellten der Nationalverwaltung, die Mitglieder der Streitkräfte und der föderalen Sicherheitskräfte, erhalten Ende August einen Bonus von $ 5.000.

			PYMES

			Kleine und mittlere Unternehmen erhalten jetzt 10 statt bisher 6 dauerhafte Pläne, die sie gleichzeitig erhalten können.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 62,80, gegen $ 46,80 eine Woche zuvor. Eine Abwertung von 34% in einer Woche, auf einem stark kontrollierten Devisenmarkt, bei dem die ZB den Rückhalt des IWF hat, ist etwas, das völlig aus der Reihe fällt. Die ZB konnte den Kurssprung nicht verhindern, obwohl sie am Montag und Dienstag u$s 255 Mio. verkaufte, und am Mittwoch weitere u$s 248 Mio., plus die täglichen u$s 60 Mio. Der Kurs liegt jetzt weit über der oberen Grenze der Bandbreite, so dass die ZB mehr Dollar verkaufen kann, ohne das Abkommen mit dem IWF zu verletzen. Außerdem wurde der Zinssatz für Leliq auf  bis zu 75% angehoben, um eine noch größere Dollarnachfrage zu bremsen. Die ZB-Reserven lagen am Mittwoch bei u$s 64,23, gegen u$s 66,40 Mrd. Die ZB hat über u$s 2 Mrd. geopfert, ohne sichbaren Erfolg. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.7.20 bei $ 102, was einen Zinssatz von 77% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires weist in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 26,93% aus, und liegt somit um 1,23% unter Ende 2018. Wenn man die Rechnung in Dollar macht, dann hat sich der Aktienwert etwa halbiert. 

			***

			Die argentinischen Staatstitel, die auch an der Börse von New York gehandelt werden, verzeichnen in einer Woche zum Mittwoch eine katastrophalen Rückgang. Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt: Argentina 2022: -42,34%; Argentina 2021: -37,82%, Argentina 2026: -42,51%; Argentina 2046; -41,64%, Bonar 2024: -41,55%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 24 Karat zu $ 2.777,12 pro Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 2.070,07), und bei 18 Karat zu $ 1.708,16. Zum ersten Mal seit Wochen wurde Gold zu 18 Karat wieder gehandelt.

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 12.8.19 um 29,38%, bei einer Zunahme von 10% in einer Woche. Die Aufweichung der Geldpolitik kommt hier deutlich zum Ausdruck. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, verzeichnet in der gleichen Periode eine Zunahme von 23,82%.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 12.8.19 um 32,22% auf $ 3,28 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 77% auf $ 1,64 Bio. ab. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 11,12% auf u$s 35,30 Mrd, und die Dollarkredite nahmen um 0,72% auf u$s 16,44 Mrd. ab. Die Pesodepositen betragen zum gegenwärtigen Kurs u$s 53 Mrd. Die Fristdepositen (die mit den Dollardepositen vergleichbar sind) betrugen $ 1,57 Bio, was umgerechnet u$s 25,32 Mrd. ergibt, rund u$s 10 Mrd. weniger als die Dollardepositen. Die zunehmende Dollarisierung des Finanzsystems kommt hier deutlich zum Ausdruck. 

			***

			Der Index der Konsumentenpreise des INDEC verzeichnet im Juli eine Zunahme von 2,2% und in 12 Monaten eine von 54,4%. Die abnehmende Tendenz, die eingesetzt hatte, wurde diese Woche abrupt unterbrochen, so dass für August und auch September mit viel höheren Zunahmen  gerechnet wird.

			***

			Nächste Woche trifft eine Mission des Internationalen Wäsrungsfonds in Buenos Aires ein. Es ist die fünfte seit dem neuen Abkommen. Die Einstellung des IWF gegenüber der Krise, die diese Woche ausgebrochen ist, ist von großer Bedeutung.

			***

			Im Juli wurden 1,26 Mio. Rinder geschlachtet, 12,2% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband CICCRA (Cámara de Comercio de Carnes y Derivados). Die Fleischproduktion lag mit 282.000 Tonnen (mit Knochen) um 7,8% über dem Vorjahr. Der Rindfleischkonsum lag bei 52,8 kg pro Kopf, leicht über den Vormonaten. In 7 Monaten 2019 lag die Fleischproduktion bei 1,73 Mio. Tonnen, 2% unter dem Vorjahr.

			***

			Die Weizenaussaat wurde beendet und erreichte 6,6 Mio. Hektar, 6,5% mehr als im Vorjahr. Es ist die zweitgrößte Fläche in 20 Jahren. 97% der Fläche befindet sich in sehr gutem Zustand, weil es ausreichend geregnet hat und der Boden die notwendige Feuchtigkeit enthält. Bei dieser Fläche wird eine Weizenernte von 21 bis 22 Mio. Tonnen erwartet, gegen 19,5 Mio. in der Periode 2018/19. Die Erträge hängen nicht nur vom Klima ab, sondern auch von der Düngung und der Technologie, die ständig fortschreitet.

			***

			Die Maisaussaat wurde schon zu 80% vollendet, und es wird eine Rekordernte von bis zu 56 Mio. Tonnen erwartet, die Exporte von 34 Mio. Tonnen erlaubt, die Deviseneinnahmen von etwa u$s 5,6 Mrd. bedeuten. Im 1. Halbjahr wurden schon 16,3 Mio. Tonnen nach 41 Ländern exportiert, wobei Vietnam mit 3,29 Mio. an erster Stelle liegt, gefolgt von Ägypten mit 1,93 Mio., Argelien mit 1,99 Mio., Südkorea mit 1,44 Mio., Malaysia mit 1,44 Mio., und Saudi-Arabien mit 1 Mio. Tonnen.

			***

			Die AFIP hat ein in Rio Gallegos ein Gelände für den Einzelhandel von importierten Produkten zugelassen, die dann erst beim Verkauf an einen Dritten, der in Argentinien wohnhaft ist, verzollt werden. Normalerweise werden diese sogenannten Freihandelszonen, die ein Gesetz auf den 90er Jahren erlaubt, nur für Grossistenverkäufe eingesetzt. Jetzt sollen auf dem Gelände in Santa Cruz Automobile u.a. Fahrzeuge, Computer u.dgl., Bekleidungsstücke, Baumaterialien, Kosmetikprodukte und Schmuck verkauft werden.

			***

			Der Zinssatz der Leliq-Schatzscheine sprang am Montag um 10 Punkte in die Höhe und schloss mit 74.78%. Das hat jedoch nicht genügt, um die Anleger anzuziehen, so dass die Zeichnung gesamthaft um $ 154 Mrd. unter dem Verfall bestehender Leliq lag, was eine entsprechende expansive monetäre Wirkung hat. Am Montag verfielen Leliq für $ 252,06 Mrd., und es wurden nur $ 98 Mrd. neue Leliq gezeichnet.

			***

			Die Verschuldung des Bundesstaates stieg im Juli 2019 um $ 4,17 Mrd., und in 7 Monaten 2019 um u$s 9,76 Mrd., berichtet das Finanzsekretariat. Ende 2019 betrug die gesamte Staatsschuld umgerechnet u$s 341,95 Mrd., was etwa 95% des Bruttoinlandsproduktes (zum damaligen Wechselkurs umgerechnet) darstellt. In den ersten 7 Monaten 2019 hat die Regierung neue Schulden für u$s 73,48 Mrd. aufgenommen (was auch u$s 10,83 Mrd. und u$s 5,42 Mrd. einschließt, die der IWF im April, bzw. im Juli, beitrug). Gleichzeitig wurden Schulden für u$s 61,23 Mrd. gezahlt, so dass die Staatsschuld um $ 12,25 Mrd. zunahm. Die Differenz zu den u$s 9,78 Mrd., die als Nettozunahme ausgewiesen werden, beruht auf der Wirkung der Abwertung auf Pesoschulden, die dabei verwässert wurden. Etwas unter die Hälfte der Staatsschulden entfällt auf die ZB, die ANSeS und die Banco Nación, und wird automatisch erneuert. Im Wesen ist es keine staatliche Verschuldung, weil Gläubiger und Schuldner schließlich derselbe sind, sondern nur eine Form der staatlichen Buchhaltung. Der Anteil der Schulden gegenüber internationalen Finanzanstalten stieg von u$s 20,97 Mrd. im März 2018 auf u$s 68,09 Mrd. ein Jahr danach, was hauptsächlich auf den Beitrag des IWF zurückzuführen ist, aber auch auf höhere Kredite der Weltbank und der BID. All diese Kredite werden niedrig verzinst und langfristig amortisiert. Die Schulden auf dem Finanzmarkt, die etwas über u$s 100 Mrd. liegen, sind die einzigen, die bei der gegenwärtigen Finanzkrise Sorgen bereiten.

			***

			Das Schatzamt hat am Dienstag Schatzscheine (Letes) für u$s 409 Mio. untergebracht, die 7% abwerfen und am 29. 11.19 verfallen. Die Ausschreibung für Schatzscheine, die im Februar 2020 verfallen (für u$s 500 Mio.), wurde aufgehoben. Insgesamt verfallen Ende November Schatzscheine in Höhe von u$s 1,16 Mrd.

			***

			Die Preise der Automobile sind allgemein in dieser Woche über 20% gestiegen, aber mit Ausnahmen, die für eine kurze Zeit gelten. Die Regierung hat bestätigt, dass die Subvention von $ 50.000 für kleine Automobile und $ 90.000 für mittlere, im August weiter gilt. 

			***

			Die Kapazitätsauslastung der Industrie lag im Juni bei 59%, 2,7 Prozentpunkte unter einem Jahr zuvor und 2,9 Punkte unter Mai 2019, berichtet das INDEC. Über dem Durchschnitt lagen Stahl und Aluminium (80,2%), Erdölraffinerien (73,8%). Papier und Pappe (68,7%), nicht metallische Erze (67,1%), Nahrungsmittel und Getränke (59,8%) und Verlage & Druckereien (59,1%). Unter dem Durchschnitt lagen Chemie (57,2%), Tabakwaren (54,6%), Textilien (53,5%), Kautschuk & Kunststoffe (53,5%), Metallmechanik (48,2%) und Kfz (34%).

			***

			Der Construya-Index, den die Fabrikanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen aufstellen, lag im Juli um 7,5% unter dem Vorjahr, aber 10,3% über Juni 2019. In 7 Monaten 2019 lag der Index um 14,5% unter dem Vorjahr. 

			***. 

			Im Juli wurden 166.401 gebrauchte Automobile, Lastwagen und Pick-ups verkauft, 8,6% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Handelskammer der Fahrzeuge (Cámara de Comercio Automotor). In 7 Monaten 2019 waren es 980.560 Einheiten, 4,7% unter dem Vorjahr. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Venezuela fand im Juli eine Zunahme des Indices der Konsumentenpreise von 33,8% und in 12 Monaten zum Juli eine von 264.473% statt, hat die Wirtschaftskommission des Parlamentes bekanntgegeben. Die Regierung veröffentlicht keine Inflationszahlen. Die Wirtschaft des Landes überlebt zum Teil mit Verwendung des Dollars als Zahlungsmittel, und auch mit direktem Warenaustausch. Doch für die meisten Lohnempfänger bestehen diese Möglichkeiten nicht, so dass das Realeinkommen auf nahe bei Null sinkt.

			***

			Brasilien ist wieder in eine Rezessionsphase geraten. Die ZB berichtet, dass der Index der wirtschaftlichen Tätigkeit (IBC-Br), der eine grobe Schätzung des Bruttoinlandsproduktes ist, im 2. Quartal 2019 gegenüber dem ersten um 0,13% zurückgegangen ist. Das erste Quartal verzeichnet schon einen Rückgang von 0,69%, wobei zwei Quartale mit Abnahmen laut internationaler Konvention als Rezession eingestuft werden. Das Statistische Amt (IBGE) wird dies Ende August mit dem kompletten BIP-Zahlen bestätigen oder eventuell auch nicht.

			***

			Eine bisher vor allem in Asien und Afrika auftretende Bananenkrankheit hat Plantagen des fünftgrößten Bananenexporteurs Kolumbien befallen. Nach Angaben des kolumbianischen Landwirtschaftsinstituts (ICA) sind Bananenstauden auf 175 ha im Department La Guajira im Nordosten des Landes betroffen. Davon seien 168,5 ha bereits gerodet worden. Bislang ist in Kolumbien nur ein recht kleines Gebiet von der Plage betroffen: Insgesamt werden in Kolumbien auf rund 49 000 ha Bananen angebaut. Zuletzt erreichten die Ausfuhren rund 1,9 Mio. Tonnen. Um eine Ausbreitung des Pilzes auf andere Anbauregionen zu verhindern, erklärte die kolumbianische Regierung den Notstand. Für die Konsumenten stelle der Pilz aber keine Gefahr dar, weil der die Banane selber nicht verseuche. (dpa)

			***

			Die brasilianische Zentralbank hat am Mittwoch angekündigt, sie werde Dollar aus den Reserven verkaufen, um grosse Kursschwankungen zu verhindern. Es sollen in einer Woche bis zu u$s 550 Mio. täglich sein. Gleichzeitig sollen Dollar auf dem Terminmarkt gekauft werden. Es wäre das erste Mal in 10 Jahren, dass die ZB Devisen verkauft. Der Wechselkurs ist schon auf 4,04 Real pro Dollar gestiegen, der höchste Stand seit Mai. Die  ZB befürchtet auch eine gewisse Ansteckung von Argentinien.

			***

			Die direkten Auslandsinvestitionen in Lateinamerika lagen 2019 mit u$s 184,28 Mrd. um 13,8% über dem Vorjahr, berichtet die Kommission für Lateinamerika der UNO (Cepal). Die größten Beträge und auch Zunahmen entfallen auf Mexiko und Brasilien.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Bioceres

			Dieses rein argentinische Unternehmen hat eine genetisch veränderte Sojabohne entwickelt, die eine hohe Wiederstandsfähigkeit gegen Dürre aufweist. Das ist in Argentinien sehr wichtig, wenn man bedenkt, dass z.B. 2018 um die 20 Mio. Tonnen Sojabohne wegen Dürre verloren gegangen sind. Jetzt hat die Firma über das US-Unternehmen Verdeca, an dem Biogensis und die US-Firma Arcadia beteiligt sind, erreicht, dass die zuständige Behörde der Vereinigten Staaten dieses Saatgut (Soja HB4) genehmigt hat.

			Mercado Libre

			Dieses vom Argentinier Marcos Galperín vor 20 Jahren gegründete und jetzt von ihm kontrollierte Unternehmen, das sich mit Handel und Zahlungen über Internet befasst, hat einen Börsenwert von u$s 34 Mrd. erreicht, 5,5 Mal soviel wie YPF. Galperín, geboren 1971, studierte an der Universität San Andrés, danach in der Wharton School of Management in den USA, und schließlich an der Stanford-Universität, wo er einen Mastertitel erhielt. Er arbeitete bei YPF, bis er sich entschloss, sein eigenes Unternehmen zu gründen, das jetzt einen phänomenalen Erfolg aufweist.

			YPF

			Das staatlich kontrollierte Erdölunternehmen wies im 1. Halbjahr 2019 einen Verlust von $ 10,48 Mrd. aus, der sich mit einem Gewinn von $ 7,49 Mrd. in der gleichen Vorjahresperiode vergleicht. Dabei lag der Betriebsgewinn im i. Halbjahr 2019 bei $ 17,8 Mrd., rund $ 2 Mrd. unter dem Vorjahr. Doch die Zinslast war sehr hoch, und hat dies mehr als ausgeglichen. Die Bruttoeinnahmen lagen im 2. Quartal 2019 bei $ 160,3 Mrd., 72,3% über der gleichen Vorjahresperiode. Im 2. Quartal 2019 erreichten die Investitionen $ 48 Mrd., doppelt so viel wie in der gleichen Vorjahresperiode. 

			Ledesma

			Dieses führende Zuckerunternehmen, mit Fabrik und großen Zuckerrohrpflanzungen in Jujuy, das außerdem Papier, Bioethanol, Zitrusobst u.a. Produkte erzeugt, weist in der Jahresbilanz, die am 31. Mai 2019 abgeschlossen wurde, einen Verlust von $ 1,52 Mrd. aus. Im Bilanzjahr 2016/17 hatte die Firma einen Verlust von $ 122 Mio. ausgewiesen, und in der Periode 2017/18 erreichte sie einen Gewinn von $ 177 Mio. Ledesma erwirtschaftete im letzten Geschäftsjahr einen Betriebsgewinn, der jedoch nicht ausreichte, um die hohe Zinslast auszugleichen, die auf eine hohe Dollarverschuldung (und die starke Abwertung) zurückzuführen ist, die jetzt schrittweise abgebaut wird. 

			TGLT

			Dieses Immobilienunternehmen, das in Argentinien zu den führenden gehört, hat eine Schuld von u$s 150 Mio. umgeschuldet. Das Immobilienunternehmen IRSA, das einen Anteil von 4,2% an TGLT hat, und der Investmentfonds Point Argentum mit 14,1%, erhöhen ihren Kapitalanteil jetzt um u$s 39 Mio., die zur Tilgung von Schulden eingesetzt werden. TGLT hat die Hochhäuser Astor (auf der Av. Figueroa Alcorta), Forum (in Puerto Madero), Venice (Tigre) und Puerto Norte (Rosario) gebaut. 2017 kaufte sie die Baufirma Caputo für u$s 130 Mio. TGTL wurde 2003 gegründet und kotiert seit 2010 an der Börse. Zum 31. Dezember 2018 hatte das Unternehmen Wohnungsprojekte für insgesamt $ 650.000 qm vorgesehen und zum Teil schon begonnen.

			Globant

			Dieses argentinische Informatikunternehmen, das 2003 gegründet wurde und inzwischen auch in den USA tätig ist, hat die ebenfalls lokal Firma Belatrizx übernommen, die auf dem gleichen Gebiet tätig ist. Globant hat 9.200 Mitarbeiter, von denen eine große Zahl hochqualifiziert ist, ist in 17 Ländern tätig und arbeitet auch für Google, Southwest Airlines, EA, BBVA u.a. Großunternehmen. Belatrix wies 2018 einen Umsatz von u$s 35 Mio. aus, und liefert Softwaredienste für Marken wie FIS, PWC, NEC, Adobe und AOL. Die Firma zählt mit einer Belegschaft von 600 Personen, viele davon hochqualifiziert.

			Honda

			Diese japanische Firma hat beschlossen, die lokale Fabrikation von Automobilen in ihrer Fabrik in Campana 2020 einzustellen. Es wurden um die 9.000 Einheiten pro Jahr erzeugt. Doch die Fabrikation von Motorrädern, bei denen Honda eine starke Marktposition hat, wird beibehalten.
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			Der schwarze Montag und seine Folgen

			Von Juan E. Alemann

			Am Montag nach den PASO-Wahlen sprang der Dollarkurs um über 20% gegenüber Freitag der Vorwoche auf $ 58 (für Käufer), mit einer hohen anormalen Marge zwischen Kauf und Verkauf. Gleichzeitig gingen die Aktienkurse an der Börse stark zurück, was der Merval-Index mit einem Verlust von 38% zum Ausdruck brachte. Die argentinischen Staatspapiere, die in New York gehandelt werden, fielen um ca. 37%, und die Landesrisikorate (Differenz zwischen der Rendite dieser Titel und der der US-Schatzscheine) sprang auf über 1.450.

			Bei importierten Produkten gab es sofort einen entsprechenden Preissprung, und in einigen Fällen wurde der Verkauf dieser Produkte unterbrochen. Produkte, die auch exportiert werden stiegen sofort, und in vielen anderen Fällen gab es vorsichtshalber auch Preiserhöhungen. Eine wahre Panikstimmung. Im August dürfte der Index der Konsumentenpreise eine Zunahme 5%, eventuell auch über 10%, aufweisen. Die Hoffnung der Regierung, dass die Preise sich in der Wahlperiode beruhigen würden, ist weg. Die allgemeine Schätzung, dass die Jahresinflation im Dezember mit 40% enden würde ist weg. Jetzt wird auf 50% und mehr getippt. Sofort haben Gewerkschaftler eine neue Verhandlungsrunde über eine weitere Lohnerhöhung gefordert. 

			Am Dienstag und Mittwoch hat sich die Lage beruhigt. Aber der Wechselkurs stieg schließlich weiter, bis auf $ 63, und Aktien und Staatspapiere standen weiter im Zeichen der Baisse. Die Landesrisikorate erreichte am Mittwoch 1.946 Punkte. Ein neues finanzielles Szenarium ist aufgetreten, und dass müssen Regierung und Privatwirtschaft als Tatsache hinnehmen. Der soziale Konflikt hat in seiner Intensität zugenommen, und die Regierung steht vor einer neuen Herausforderung. 

			Rein politisch ist dies nicht unbedingt schlecht für die Regierung. Denn hier ist ein tiefes Misstrauen in den Wahlsieg des Kirchnerismus zum Ausdruck gekommen, das gewiss berechtigt ist. Zu der Erinnerung an die Misshandlung von Gläubigern, die schlechten Beziehungen zu den Vereinigten Staaten, der wiederholte Vertragsbruch und die Betrügermentalität der Kirchner-Regierungen, kommen jetzt noch die Erklärungen von Alberto Fernández während der Wahlkampagne hinzu, die mehr Inflation und im Extremfall einen neuen Default verheißen. Vielen Menschen geht es gegenwärtig schlecht: viele haben keine Arbeit, andere kommen mit ihrem Einkommen nicht aus und können oft nicht einmal die Ausgaben für ihren dringendsten Bedarf bestreiten, und viele leben mit Angst über ihre unmittelbare Zukunft. Doch der schwarze Montag dürfte vielen die Augen geöffnet haben: denn es kann ihnen noch viel schlechter gehen. Die Tatsache, dass die Krise am Montag und nicht am Freitag der Vorwoche oder vorher aufgetreten ist, zeigt eindeutig, dass man sie auf die Rechnung des Kirchnerismus buchen muss und nicht auf die von Macri.

			Man kann bei einer zweiten Amtsperiode von Macri eine allgemeine Besserung erwarten, in Rahmen einer konjunkturellen Erholung und als Folge vieler einzelner Maßnahmen und der zahlreichen Investitionen in Infrastruktur. Die in vier Jahren gesammelte Erfahrung führt dazu, dass mehr Klarheit über die Wirtschaftsproblematik besteht und weniger Fehlentscheidungen getroffen werden. Auch wären bei einer zweiten Macri-Regierung Reformen der Arbeitsgesetzgebung zu erwarten, die im Endeffekt mehr Beschäftigung schaffen. 

			Bei einer Regierung von Alberto Fernández hingegen würde zunächst das tiefe Misstrauen gegen die Kirchners negativ wirken und eine Erholung behindern, und dann sähe sich der Präsident gezwungen, einen vernünftigen Weg zu beschreiten, der sich von dem der Kirchners stark differenziert. Und das wäre für Alberto Fernández besonders schwierig, nachdem Cristina die politische Macht hat und ganz anders denkt (und keinen Widerspruch duldet), ebenso wie ihre Stoßtruppe “La Cámpora” und viele andere, die auch im Parlament stark vertreten sein werden, die auf marxistischem Gedankengut aufbauen. Ebenfalls wäre diese Regierung ideologisch behindert, die Reformen der Arbeitsregelung durchzuführen, die für eine höhere Beschäftigung notwendig sind. Und schließlich würde von vornherein ein großer Druck bestehen, um viele ihrer Leute in den Staat aufzunehmen, dem Alberto Fernández kaum widerstehen könnte, womit das Problem der überhöhten Staatsausgaben, das die Kirchners hinterlassen haben und Macri nur minimal korrigieren konnte, zunimmt. 

			Alberto Fernández ist sich des schlechten Rufes der Kirchners bewusst, und bemüht sich verzweifelt, sich von ihnen zu distanzieren. Er beteuert, dass er keinen Default beabsichtigt und erinnert daran, dass die 5 Jahre, während denen er Kabinettschef war, die einzigen in etwa sieben Jahrzehnten waren, in denen es gleichzeitig einen Überschuss bei den Staatsfinanzen und bei der Leistungsbilanz gab. Präsident Macri rief ihn per Telefon an, und sie hatten ein freundliches Gespräch (sie duzten sich sogar), bei dem Fernández jedoch betonte, dass er vorläufig nur Präsidentschaftskandidat und nicht mehr als das sei, und die Regierungsentscheidungen auf Macri entfielen. Aber er sei bereit, weiter mit Macri zu reden. Und das ist sehr wichtig.

			Wenn es der Regierung gelingt, der Bevölkerung einerseits die Hoffnung auf eine Besserung beim gegenwärtigen Kurs und gleichzeitig die Gefahr einer neuen kirchneristischen Regierung zu vermitteln, dann hätte sie eine bessere Aussicht bei den Oktoberwahlen und eine noch bessere bei einer zweiten Runde im November. Das ist nicht einfach, aber durchaus möglich. 

			Doch zunächst muss die Regierung sich bemühen, die Konsequenzen der Krise zu überwinden, die diese Woche eingetreten ist. Ob mit den Maßnahmen etwas erreicht werden kann, die Macri am Mittwoch angekündigt hat (wir berichten separat), ist fraglich. Denn es geht grundsätzlich um die Sicherheit, dass es keinen neuen Default gibt, so dass Kredite an Argentinien, die die Zahlung von Amortisationen bestehender Staatsschulden ausgleichen, weiter vergeben werden. Zu diesem Zweck ist zweierlei notwendig:

			- Alberto Fernández und wenn möglich auch Cristina müssen beteuern, dass sie die Schulden des argentinischen Staates anerkennen, und nur mit dem IWF über eine Streckung der Zahlungen verhandeln wollen. Was, nebenbei bemerkt, Macri auch tun müsste.

			- Die Regierung muss eine voraussichtliche Entwicklung der Zahlungsbilanz auf mindestens zwei Jahren bekanntgeben, aus der man entnimmt, dass ein Überschuss bei der Leistungsbilanz besteht, und die Schulden, die nach und nach verfallen, ohne Schwierigkeiten gezahlt werden können. Dabei muss klar gesagt werden, dass im Fall, dass die Rechnung nicht aufgeht, und nur in diesem Extremfall, Importe behindert werden, die verzichtbar sind. Ebenfalls sollte unser Vorschlag aufgenommen werden, dass Staatspapiere in Dollar im Inland ausgegeben werden, bei denen der von eingetragenen Steuerzahlern gezeichnete Betrag weiß gewaschen wird. Mit einem geringen Teil der über u$s 50 Mrd., die physische Personen hier in Dollarscheinen halten (laut Schätzung der Federal Reserve) ist es absurd, dass Dollar fehlen können. Die Darstellung von Oppositionsökonomen, dass die Zahlungsbilanzlage kritisch ist, stimmt nicht. Die Lage gleicht in keiner Weise der von 2001, und die Staatsschuld muss nur gut verwaltet werden. Was auch bedeutet, dass man die Spielregeln des internationalen Finanzmarktes achtet, wie es Macri, aber nicht die Kirchners, getan hat. 

			Alberto Fernández sollte seine Hilfe an die Macri-Regierung an die Bedingung knüpfen, dass dieser ihm hilft, wenn er zum Präsidenten wird. Das würde bedeuten, dass die großen Parteien sich zum ersten Mal auf eine Staatspolitik einigen, die bestimmte Grundthemen betrifft, die nicht diskutiert werden sollten. Das wäre ein gigantischer Fortschritt, der dem zukünftigen Präsidenten, sei dieser Macri oder Alberto Fernández, die Arbeit sehr erleichtert. Der angesehene Politologe Rosendo Fraga hat diese Woche kategorisch die These aufgestellt, dass es eine gemeinsame Erklärung von Mauricio Macri und Alberto Fernández über die Themen der Wirtschafts- und Finanzpolitik geben muss, auf die es ankommt. Ob so etwas in Argentinien möglich ist oder hier eher ein frommer Wunsch zum Ausdruck kommt, sei vorerst dahingestellt.

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht

			[image: 11809.png] 

			Keine Lösung für das Zins- und Kreditproblem

			Von Juan E. Alemann

			Die argentinische Wirtschaft steht vor einem extrem schwierigen Finanzproblem, das in absurd hohen Zinssätzen und einem geringen und dazu noch abnehmendem Bankkredit zum Ausdruck kommt. Diese Lage ist einer der Hauptfaktoren der Rezession, die ab April 2018 eingetreten ist und bisher nicht überwunden wurde, die auch zu dem für die Regierung katastrophalen Wahlergebnis beigetragen hat. Die Macri-Regierung kann nicht mehr viel tun, um auf ein finanzielles System überzugehen, das mit einer normalen wirtschaftlichen Entwicklung vereinbar ist.  Alberto Fernández und seine Ökonomen sollten sich schon jetzt gründlich mit dem Thema befassen, das sie bisher nur politisch behandelt haben. Die Kritik an den überhöhten Zinsen kommt politisch gut an. Aber es geht um die Überwindung des Problems, und dabei tappt auch A. Fernández im Dunkeln.  

			Die Zinsen betragen bei den Leliq-Schatzscheinen (die nur die Banken zeichnen dürfen) über 70%. Auf  Fristdepositen von über einer Million Pesos zahlen die Banken etwa 60%, und bei geringeren etwas weniger. Bei Zinsen auf Kredite und auch auf Konsumkredite, die über Kreditkarten erteilt werden, liegen die Zinsen effektiv über 80%. 

			Die einzige Möglichkeit, sich am formellen Markt zu niedrigeren Sätzen zu finanzieren, besteht beim Diskont vordatierter Schecks, die an der Börse gehandelt werden. In diesem Fall liegen die Zinsen für Sparer und Kreditnehmer leicht unter 50%, wobei beide noch die Börsengebühren und die Maklerprovision hinzurechnen müssen, die beim Sparer vom Zinssatz abgezogen und beim Kreditnehmer hinzugefügt wird. Dieser Markt für vordatierte Schecks ist eine argentinische Erfindung, die nur in einem Land sinnvoll ist, in dem der Bankkredit spärlich und für viele Unternehmen nicht verfügbar ist. 

			Abgesehen davon besteht ein sehr ausgedehnter Kreditmarkt über nicht bei der ZB eingetragene Finanzanstalten, die angeblich nur ihre eigenen Mittel ausleihen, und keine Depositen aufnehmen. Hier liegen die Zinssätze über 100%, was oft dadurch vertuscht wird, dass die Zinsen auf den gesamten Kreditbetrag berechnet werden, dieser jedoch monatlich amortisiert wird, so dass der Betrag der Zinsen auf etwa den halben ausgeliehenen Betrag berechnet werden muss, und somit auf etwa das doppelte des angegebene Satzes steigt. Diese Kredite fallen in den Bereich des Wuchers und meistens auch der Schwarzwirtschaft, so dass auf diese Zinsen keine Steuer gezahlt wird. Der Umfang ist nicht bekannt, dürfte jedoch über dem der Bankkredite liegen. Für Kleinunternehmen, die faktisch vom Bankkredit ausgeschlossen sind, weil sie die geforderten Formalitäten nicht erfüllen können und das Geld meistens sofort brauchen, ist dies eine schwere Belastung. Auch diesen ausgedehnten Wucherkreditmarkt gibt es nur in Argentinien.

			Der gesamte Bankkredit in Pesos liegt bei $ 1,68 Bio., was umgerechnet etwa u$s 27 Mrd. ausmacht. Bezogen auf ein Bruttoinlandsprodukt, das zum gegenwärtigen Wechselkurs leicht über  u$s 300 Mrd. liegen dürfte, sind es unter 10%, wobei jedoch ein großer Teil auf Konsumkredite entfällt, die über Kreditkarten oder direkt erteilt werden, so dass für Unternehmen sehr wenig übrig bleibt. In vergleichbaren Ländern liegt der Bankkredit bei ca. 50% des BIP, und bei fortgeschrittenen über 100%. Der Zugang zum Bankkredit zu angemessenen Bedingungen gehört zur Marktwirtschaft und erleichtert den Unternehmen ihre Tätigkeit, weil sie dann nicht gezwungen sind, eine so strikte Finanzplanung durchzuführen wie in Argentinien. Ohne ein “normales” Kreditsystem ist wirtschaftliches Wachstum kaum möglich.

			In einem Jahr ist der gesamte Kreditbetrag in Pesos  praktisch unverändert geblieben, sodass er real um etwa ein Drittel abgenommen hat. Nachdem die Regierung die subventionierten Konsumkredite wieder eingeführt hat, ist die Abnahme für Unternehmen noch größer. Die Subventionen (in Form von Zinsen, die weit unter der Inflation und auch unter den üblichen Bankzinsen liegen) werden von den Banken mit den hohen Zinseinnahmen bei ihren Leliq-Anlagen finanziert, die auf die obligatorischen Mindestreserven angerechnet werden. Auf diese Weise zahlt schließlich der Staat auch diese Subvention.    

			Der Gesamtbetrag der Leliq liegt schätzungsweise schon über $ 1,2 Bio., nicht weit unter der monetären Basis. Erinnern wir uns daran, dass die Lebac-Wechsel der ZB, die der IWF für unhaltbar hielt und zu dessen Abbau beitrug, einen Höchststand von $ 1,2 Bio. erreicht hatten. Wenn die Wirtschaftsführung so weitermacht wie bisher, und die hohen Zinsen mit einer entsprechend höheren Ausgabe von Leliq finanziert, dann kann man vorwegnehmen, dass das System platzt. Es ist, in anderer Form, etwas ähnliches wie das Ponzi System, bei dem ein Finanzmann dieses Namens vor etwa einem Jahrhundert in den USA hohe Zinsen zahlte, die er dann mit Aufnahme neuer Depositen zahlte, bis alles platzte. Vor etwa einem Jahrzehnt hat Bernard Madoff dieses Schema in viel größeren Umfang angewendet. Das erstaunliche dabei ist, dass auch Großbanken und Investmentfonds Geld bei Madoff anlegten. Machen sich die Banken, die die Leliq übernehmen und auf ihre Zwangsreserven anrechnen, Gedanken über dies?   

			Die hohen Zinsen, die die Unternehmer und Konsumenten zahlen, setzen eine hohe Inflation voraus. Wenn die Inflationsrate stark zurückgeht, wird der Zinssatz real untragbar. So verrückt es klingt, für Unternehmen, die in Pesos stark verschuldet sind, wäre eine Hyperinflationswelle willkommen, weil dann diese Pesoschulden real schrumpfen. Unternehmen, die hohe Zinsen zahlen, rechnen somit bewusst oder unterschwellig mit der Beibehaltung einer hohen Inflation, was sie auch dazu führt, hohe Lohnerhöhungen zu gewähren, die nur mit Preiserhöhungen zahlbar sind, also zum Schema einer andauernden Inflation passen.

			Um diesen Teufelskreis zu überwinden, muss das ganze Zins- und Kreditsystem grundsätzlich anders aufgefasst werden. Das bimonetäre System, das effektiv besteht, muss auch formell anerkannt werden. Man kann der Gesellschaft nicht die Verwendung des Peso bei Ersparnissen, Wertmessungen und Transaktionen, die sich über eine bestimmte Zeit erstrecken, aufzwingen, wie es auch angesehenen Wirtschaftlern vorschwebt. Die Anerkennung des Bimonetarismus als Tatsache, hat zur Folge, dass dann auch der Bankkredit allgemein auf Dollar übergeht. Das wurde in den 90er Jahren, unter Domingo Cavallo als Wirtschaftsminister, allgemein erlaubt, so dass es besonders Hypothekarkredite in Dollar gab, und auch Kontokorrentkonten in Dollar. Das wurde dann unter der Regierung von Eduardo Duhalde im Rahmen der Pesifizierung abgeschafft (eine riesengroße Fehlentscheidung, die die Wirtschaft bis heute belastet), wobei Dollardepositen weiter zugelassen wurden, aber nur für Kredite eingesetzt werden konnten, die mit dem Außenhandel in Zusammenhang stehen. Diese Bestimmung, die immer noch gilt, sollte sofort abgeschafft werden.

			Die Dollardepositen der Banken liegen jetzt bei u$s 35,64 Mrd., liegen also, in Dollar umgerechnet, um u$s 10 Mrd. über den Fristdepositen in Pesos. Die Zunahme betrug in 12 Monaten 12,4%, was sich mit einer bedeutenden Abnahme bei den Pesodepositen (in Dollar umgerechnet) vergleicht. Die Sparer sind trotz hoher Zinsen bei Pesodepositen massiv auf Dollardepositen übergegangen. Aber die Dollarkredite betragen nur u$s 16,66 Mrd., 0,42% über einem Jahr zuvor, gegen umgerechnet u$s ca. 26 Mrd. bei Pesokrediten. Bei Dollardepositen betragen die Pflichtreserven nur 20%, so dass theoretisch u$s 32 Mrd. ausgeliehen werden könnten, fast doppelt so viel wie es effektiv sind, womit die Dollarkredite dann auch viel höher als die Pesokredite wären. 

			Eine Dollarfinanzierung zu angemessenen Zinsen (um die 8%) wäre für die Unternehmen viel tragbarer als ein Pesokredit zu 70% und mehr. Denn dabei müssen sie die Abwertungwirkung hinzurechnen, die sie bei ihrer Kalkulation nur begleiten, aber nicht vorwegnehmen, müssen. Die Schrumpfung des Bankkredites in Pesos, die in letzter Zeit akut eingesetzt hat, wirkt rezessiv. Das könnte durch entsprechend höhere Dollarkredite ausgeglichen werden. Selbstverständlich sollten dann Kurssprünge vermieden werden, wobei in diesem Fall die Amortisation der Kredite gestreckt werden müsste. Der Wechselkurs muss in Argentinien verwaltet werden, und dabei sollte er etwa mit der internen Inflation im Gleichschritt gehen. Der Bimonetarismus muss nicht nur legal anerkannt und beim Finanzsystem effektiv eingesetzt werden, sondern er muss auch im Einvernehmen mit dem Gleichgewicht der Wirtschaft verwaltet werden.
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